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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Protection des données et statistique

Zu Bedenken bezüglich Datenschutz gaben die Pläne der USA Anlass, in den
Reisepässen in Zukunft die Aufnahme von biometrischen Daten (Gesichtserkennung,
Fingerabdrücke, Irisstruktur) zu verlangen. Damit soll es bei den Einreisekontrollen
leichter möglich sein, Einreisende mit einem nicht ihnen gehörenden Pass zu erkennen.
Gemäss Bundesrätin Metzler würden diese zusätzlichen Angaben in amtlichen
Ausweispapieren an sich nicht gegen den Datenschutz verstossen. Ihre Einführung in
der Schweiz bräuchte aber eine rechtliche Grundlage im Passgesetz. 1

INTERPELLATION / QUESTION
DATE: 02.10.2003
HANS HIRTER

Im März verabschiedete der Bundesrat die Rechtsgrundlagen für ein Pilotprojekt zur
Ausstellung eines neuen Passes mit elektronisch gespeicherten biometrischen Daten.
Zu Reden gaben weniger die datenschutzspezifischen Aspekte als vielmehr der als viel
zu hoch kritisierte Abgabepreis des neuen Dokuments. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 31.05.2006
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Übernahme der EU-Verordnung über
biometrische Pässe und andere Reisedokumente. Diese Verordnung erklärt die
Aufnahme von biometrischen Daten (vorläufig nur Gesichtsmerkmale, später auch
Fingerabdrücke) in diesen Ausweisdokumenten für obligatorisch. Inhaltlich steht diese
neue Vorschrift in engem Zusammenhang mit den Abkommen der EU und auch der
Schweiz mit den USA über den Verzicht auf ein Einreisevisum (Visa Waiver Programm).
Die Schweiz hatte aus diesem Grund bereits seit Herbst 2006 Pässe mit biometrischen
Daten ausgestellt. Formal muss die Schweiz die Normen der EU-Verordnung aber auch
übernehmen, da sie eine Weiterentwicklung des Rechts-Besitzstandes im Rahmen des
Schengen-Abkommens darstellt. Der Ständerat hiess das Geschäft in der Wintersession
diskussions- und oppositionslos gut. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 10.12.2007
HANS HIRTER

Als Zweitrat befasste sich der Nationalrat mit der Übernahme der EU-Verordnung über
biometrische Pässe und andere Reisedokumente. Grundsätzlich geht es dabei um die
Aufnahme von biometrischen Daten (vorläufig nur Gesichtsmerkmale, ab 2009 auch
zwei Fingerabdrücke) auf einem Chip in diesen Ausweisdokumenten und um die
Speicherung dieser biometrischen Merkmale in der existierenden zentralen Datenbank
über die ausgestellten Ausweise. Für die Reisepässe würde dieser Chip sofort
eingeführt, für die Identitätskarten erhielte der Bundesrat die Kompetenz, ihn später
als obligatorisch zu erklären. Nationalrat Zisyadis (pda, VD) stellte einen von
respektablen Minderheiten der SVP und der GP unterstützten, aber letztlich erfolglosen
Nichteintretensantrag. Die vorberatende Staatspolitische Kommission hatte aber auch
einige Einwände, welche sie als Abänderungsanträge formulierte. Aus der Überlegung
heraus, dass eine Mehrheit der Bevölkerung nie in die USA reist, wollte sie, dass neben
den von diesem Land verlangten teuren neuen Ausweisdokumenten weiterhin eine
herkömmliche Identitätskarte ohne Chip mit biometrischen Daten erhältlich sein soll.
Im Sinn der Publikumsfreundlichkeit sollen zudem weiterhin die Gemeinden, und nicht
nur die von den Kantonen bezeichneten regionalen Verwaltungsstellen diese nicht
biometrischen Identitätskarten abgeben dürfen. Als Ergänzung der neuen
biometrischen Ausweispapiere forderte die SPK zudem, dass dieser Chip auch
Elemente für die Schaffung einer elektronischen Identität enthalten kann, wie sie für
Transaktionen im Internet nützlich ist (so genannte elektronische Signatur). Alle drei
Vorschläge akzeptierte der Rat oppositionslos. Der lauten Kritik in der Öffentlichkeit an
den vorgesehenen hohen Ausgabepreisen für die Dokumente trug der Rat insofern
Rechnung, als er festhielt, dass diese Gebühren „familienfreundlich“ ausgestaltet sein
müssen. Die Grünen und die SP gingen mit ihrer Kritik weiter als die SPK. Sie lehnten
auch die zentrale Datenbank ab, in der unter anderem die Fingerabdrücke aller Inhaber
dieser neuen Ausweispapiere gespeichert werden. Diese zentrale Datenbank werde
vom Schengen-Abkommen nicht verlangt und eröffne die Möglichkeit, dass diese später
von der Polizei nicht nur wie gesetzlich erlaubt für die Identifikation von Opfern von
Gewalttaten oder Katastrophen, sondern auch für andere Ermittlungsarbeiten

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.03.2008
HANS HIRTER
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beigezogen werden könnte. Ihr Antrag, dass die Fingerabdrücke nicht in die Datenbank
aufgenommen resp. auf Wunsch gelöscht werden, konnte sich nicht durchsetzen. In der
Gesamtabstimmung sprachen sich nicht nur die geschlossenen Grünen und eine starke
Mehrheit der SP gegen die Vorlage aus, sondern auch ein Teil der SVP; in der
Schlussabstimmung votierte neben der Linken fast die Hälfte der SVP dagegen. Der SVP-
Protest richtete sich aber weniger gegen die Vorlage an sich, als gegen die Tatsache,
dass die Schweiz wegen ihrer Teilnahme am Schengen-Abkommen zur Übernahme
dieser neuen Passvorschriften verpflichtet ist.

In der Differenzbereinigung strich der Ständerat die von der grossen Kammer
geschaffene Möglichkeit, weiterhin eine herkömmliche Identitätskarte ohne Chip zu
beziehen und diese von den Gemeinden ausstellen zu lassen. Begründet wurde diese
Streichung mit dem Protest der Kantone gegen diese für sie kompliziertere Lösung, die
zudem in ihre verfassungsmässig garantierte Autonomie bei der Organisation ihrer
Verwaltung eingreift. Gegen den Widerstand der Linken schloss sich der Nationalrat
diesem Entscheid an. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 05.06.2008
HANS HIRTER

Ein Komitee mit einzelnen Politikern der PdA, der SP, der GP, der SVP, der EDU und der
SD lancierte das Referendum, das fristgerecht mit über 60'000 gültigen Unterschriften
zustande kam. Mitgewirkt in dieser bunten Koalition hatten auch Organisationen der
äusseren Rechten, Vertreter von Fussballfanclubs, religiöse Gruppierungen sowie
Vereine, welche sich für Immigranten einsetzen. Die Unterschriften stammten fast alle
aus der Deutschschweiz. Informiert und geworben für das Referendum wurde praktisch
ausschliesslich im Internet auf einer eigens dafür geschaffenen Seite
„www.freiheitskampagne.ch“, auf welcher auch die Unterschriftenbogen herunter
geladen werden konnten. Experten sprachen denn auch vom ersten Internet-
Referendum der Schweiz. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 02.10.2008
HANS HIRTER

Am 17. Mai fand die Volksabstimmung über die mit einem Referendum bekämpfte
Einführung der biometrischen Pässe statt. Hauptkritikpunkt der Gegner war die
Aufnahme der Daten in eine bereits existierende zentrale Datenbank über die
ausgestellten Ausweise. Diese zentralisierte Datenbank ist für die Schengen-
Mitgliedstaaten nicht vorgeschrieben und beispielsweise Deutschland verzichtet
darauf. Insbesondere die Linke kritisierte diese Erfassung der Passinformationen und
der biometrischen Kennzeichen wie Fingerabdrücke in einer zentralen Datenbank als
„Zwangsfichierung“. Befürchtungen in Bezug auf ungenügenden Datenschutz bei dieser
beim Bundesamt für Polizei angesiedelten Datenbank bewogen auch viele Printmedien
(unter anderem Bund, NZZ und SGT), eine Ablehnung des Gesetzes zu empfehlen.
Daneben wurde von den Gegnern auch bemängelt, dass der Bundesrat ermächtigt wird,
später auch für die Identitätskarte die Aufnahme biometrischer Merkmale
vorzuschreiben. Ein dritter Kritikpunkt betraf die Zentralisierung der kantonalen
Passausgabestellen. Von Befürworterseite wurde die Sicherheit der neuen Pässe ins
Feld geführt und auf die Erschwernisse im Reise- und Geschäftsverkehr hingewiesen,
wenn bei der Nichteinführung der neuen Pässe Schweizer wieder ein Visum bräuchten,
um in die USA einzureisen. Die SP und die GP hatten die Einführung der biometrischen
Pässe im Parlament bekämpft und empfahlen ein Nein. Bei den Gegnern waren, wie
schon bei der Unterschriftensammlung für das Referendum, die Jungparteien
besonders aktiv. Mit Ausnahme der Jungen CVP beteiligten sich alle Jungparteien an
einem gemeinsamen Auftritt gegen den Bundesbeschluss. Der Jungen SVP gelang es
sogar, ihre Mutterpartei, die noch im Nationalrat die Vorlage knapp unterstützt hatte,
von der Nein-Parole zu überzeugen. Nur gerade zwei SVP-Kantonalparteien wichen
davon ab. Die Jungfreisinnigen gaben, im Gegensatz zur Mutterpartei, die Nein-Parole
aus. 6

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 01.04.2009
HANS HIRTER

Am 17. Mai nahm das Volk den Bundesbeschluss mit 953'173 Ja zu 947'493 Nein äusserst
knapp an. Am deutlichsten fiel die Zustimmung im Kanton Luzern mit 58% aus, am
deutlichsten war die Ablehnung im Jura mit 56% Nein. Die in der Geschichte der
nationalen Volksabstimmungen zweitkleinste Differenz zwischen der Anzahl Ja- und
Nein-Stimmen (5780) löste Hunderte von Beschwerden mit der Forderung einer
Neuauszählung aus. Da aber nirgendwo konkrete Unregelmässigkeiten moniert wurden,
blieben sie erfolglos. Gemäss der Vox-Analyse waren die Zweifel an der Datensicherheit

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.05.2009
HANS HIRTER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 3



bei einer zentralen Speicherung der Passinformationen das wichtigste Motiv für die
Nein-Stimmenden gewesen. Unterschiede im Stimmverhalten liessen sich kaum
feststellen. So opponierten Junge, trotz des Einsatzes der Jungparteien nicht mehr
gegen die neuen Pässe als ältere Personen, und auch die Bildung und die Sprachregion
spielten keinen Einfluss.

Abstimmung vom 17. Mai 2009

Beteiligung: 45,2%
Ja: 953'173 (50,1%) 
Nein: 947'493 (49,9%)

Parolen: Ja: FDP, CVP (2)*, EVP (1)*, BDP; economiesuisse, SGV, SBV.
Nein: SVP (2)*, SP (1)*, GP, CSP, EDU, SD, Lega, FPS, PdA; Travail.Suisse. 
Stimmfreigabe: GLP.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 7
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7) BBl, 2009, S. 7539 ff.; Presse vom 18.5.09; Lloren, Anduk / Nai, Alessandro, Vox – Analyse der eidgenössischen
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